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Beklagte und Revisionsbeklagte‚

hat der 30 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 270 April 1966

durch

Bundesrichter ‘}f. Dro L a n 7 k o i6
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Bundesrichter .
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Bundesrichterin G e y 5 @ r ?
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Bundessozialrichter Dro L e d é r e r

für Recht erkannt: ;,
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Auf die Revision der Klägerin werden die
Urteile des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 80 Oktober 1963

und des Sozialgerichts Hannover vom 10 Februar 1963

aufgehobeno ’

Der Bescheid der Beklagten
vom 160 h i 1962 in der Feel

6„ Juni 1962 und

der Bescheid vom 10° Januar 1965 werden aufgehobeno

&

sung des Widerspruchsbescheides vom 2
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Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen Kosten

des Rechtsstreits zu erstatten°

.—————————-——

Die Klägerin erhielt von der beklagten Allgemeinen Orts—

krankenkasse (AOK) Krankengeld von täglich 13,— DM für die

Zeit vom 20 August bis 210 November 19610 Vom 229 November

1961 bis 3„ Januar 1962 gewährte ihr die Bundesversichcrungs—
' 'anstalt für Angestellte (BfA) Heilbehandlungo Vom 40 Januar

bis 90 September 1962 erhielt die Klägerin wiederum Kranken—

dgeld von der AOK„

V. Die BfA bewilligte der Klägerin mit Bescheid vom 6„ April

1962 Übergangsgeld für die Zeit vom 50 Juli bis 21„ Novem—

ber 1961 von täglich 10,90 DM nach 5 18 Abso 1 Satz 2 des

Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG)„ Sie wies in dem

Bescheid darauf hin, daß die Klägerin verpflichtet sei9 Bar—

leistungen, die sie von der Krankenkasze erhalten habe und

zurückzahlen müsse, aus dem Übergang geld zu erstatten„ Die

AOK, die am 15„ April 1962 eine Abschrift des Bescheides er—

halten hatte, bat am 160 April 1962 die BfA unter Hinweis

auf 5 183 Abs° 3‚ 5 und 6 der Reichsversicherungsordnung

(RVO) um Überweisung von 1„22o‚80 DM (112 Tage zu je 1o‚9o
DM für die Zeit vom 29'August bis 210 November 1961) aus der

Nachzahlung des Übergangsgeldeso Die AOK sandte eine Ab—
schrift ihres Schreibens an die Klägerin° Die BfA überwies

Anfang Mai 1962 die Nachzahlung des Übergangsgeldes an die

Klägerin und teilte dies der AOK mit (100 Mai 1962)0
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Hierauf forderte die AOK die
Klägerin

mit Bescheid vom 16„ Mai

1962 auf, 1„4569— DM (112 Tage zu je 13‚— DM) zurückzuzahlen°

Sie begründete dies damit‚ daß nach 5 183 Abs° 6 RVO der An—

spruch auf Krankengeld durch die Gewährung von Übergangsgeld

entfallen sei; das Krankengeld sei daher zu Unrecht gezahlt

werden“ In der Folgezeit rechnete die AOK zur Tilgung ihres hr—

stattungsanspruchs gegenüber dem Anspruch der Klägerin auf

Krankengeld für die Zeit vom 510 Mai bis 90 September 1962

von 16526‚— D? mit 6659— DM auf (Bescheid vom 100 Januar 1963)„

Der Widerspruch der Klägerin gegen den Bescheid der AOK vom
160 Mai 1962 wurde zurückgewiesenn

Im anschließenden Verfahren vor dem Sozialgericht (SG) bean—

tragte die Klägerin‚ den Bescheid vom 160 Mai 1962 und den

Widerspruchsbescheid aufzuheben und festzustellen, daß sie

nicht verpflichtet sei, das für die Zeit vom 2„ August bis

210 November 1961 erhaltene Krankengeld an die AOK zurückzu—

zählen„ Das SG Hannover änderte mit Urteil vom 1„ Februar 1965

den Bescheid vom 160 Mai 1962 und den Widerspruchsbescheid

dahin‚ daß die Klägerin nur 10°2o‚80 DM an die AOK zurückzu—

zehlen habe„ Es führte zur Begründung aus9 @ 183 Abso 3 Satz 2

und 3 RVG sei bei rückwirkender Gewährung von Übergangsgeld

an Versicherte? die während der gleichen Zeit Krankengeld be—

zogen haben, entsprechend anzuwenden, weil die Interessenlage

und der Zweck des Gesetzes — Vermeidung von Doppelleistungen —
gleich seien° Da das Übergangsgeld täglich nur 10990 DM gegen—
über dem Krankengeld von täglich 13‚— DM betragen habe‚ gehe

der Anspruch der AOK nur auf Zahlung von 10,90 DM täglich‚

für 112 Tage auf 1„22o‚80 DM°
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Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen hat mit Ur—
teil vom 80 Oktober 1963 die Berufung der Klägerin mit

der Maßgabe zurückgewiesen, daß der Erstattungsanspruch

der AOK gegen die Klägerin 557,80 DM betragt, Es hat

ausgeführt, der Anspruch der Klägerin auf Krankengeld

für die Zeit vom 2° August bis 21, November 1961 sei in—

folge der Gewährung von Übergangsgeld, das ebenfalls

Lohnersatzfunktion habe, entfallen, Die Voraussetzungen

eines Ersattungsanspruches der AOK, daß Leistungen zu

Unrecht gewährt seien und die Geltendmachung des Er—

stattungsanspruchs nicht gegen Treu und Glauben verstoße,

seien gegeben„ Der gutgläubige Verbrauch des Krankengeldes

durch die Klägerin schließe den Erstattungsanspruch nicht

aus, weil die Klägerin nachträglich für die gleiche Zeit

'Übergangsgeld erhalten habe, so daß die weggefallene

_Bereicherung wieder gegeben sei, Die Klägerin habe aus

dem Bescheid der BfA vom 6, April 1962 und dem Schreiben

der AOK an die BfA vom 16° April 1962 entnehmen müssen,

daß die AOK einen Teil der Nachzahlung beanSprucheo Die

Klägerin sei daher nach Treu und Glauben verpflichtet ge—

wesen, die Nachzahlung, die sie Anfang Mai 1962 erhalten

habe, bis zur Klärung der Rechtsfrage zurückzuhalten,

Da der Eräattungsanspruch begründet sei, brauche nicht

erörtert zu werden, ob die AOK in analoger Anwendung des

5 185 Abs° 5 und 5 RVG Gläubigerin des Anspruchs auf
Übergangsgeld geworden sei, Revision ist zugelassen,

Mit der Revision beantragt die Klägerin, die Urteile

des LSG und des SG sowie den Bescheid v0m 16, Mai 1962

in der Fassung des Wider3pruchsbescheides und den Be—

scheid vom 100 Januar 1963 aufzuhebeno Sie ist der Auf—

fassung, bei 5 183 Abs° 6 BVG könne ein gesetzlicher Über—

_5...
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gang des Anspruchs auf Übergangsgeld nicht angenommen werden„

Auch sei das Übergangsgeld mehr als ein Lohnersatz; denn es

solle den Genesungswillen stärken und vom Rentendenken abhaltena

Da keine Forderung übergegangen sei, käme es darauf an? ob die

AOK das Krankengeld zurückfordern könne„ Dies sei nicht der Fall?

weil die Klägerin das Krankengeld aufgrund bindenden Verwaltungs—

aktes zu Recht bezogen habe und es bei der Nachzahlung des Über—

gangsgeldes schon gutgläubig verbraucht gehabt habe° Der Ver—

waltungsakt sei nicht beseitigt werden„

Die AOK beantragt, die Revision zurückzuweisen„ Sie meint‚ bei

nachträglicher Bewilligung von Übergangsgeld sei der Anspruch

auf Krankengeld auch für die Vergangenheit erloscheno Die Klägerin

habe das Krankengeld daher zu Unrecht erhaltene Das LSG habe nicht

festgestellt, daß der Zahlung des Krankengeldes ein Vervaltungs—

act zug*unde gelegen haben Das Auszahlen des Krankengeldes sei

sehlichtes Verwaltungshandelno Die Klägerin sei infolge der De—

lehrung über ihre Erstattungspflieht in dem Bescheid der BfA

bösgläubig gewesen„ Die Revision der Klägerin ist begründete

Nach % 183 Abs„ 6 BVG entfällt der Anspruch auf Krankengeld9
solange von einem Träger der Rentenversicherung Übergangsgeld

gewährt wird„ Hiermit schränkt das Gesetz, wie in @ 183 Abso 39

4 und 5 EVO9 den gleichzeitigen Bezug von Leistungen der Träger

der Rentenversieherung und der Krankenversicherung7 die beide

Lohnersatzfunktion haben, eino Es macht dabei keinen Unter—

schied, ob das Übergangsgeld laufend oder rückwirkend für eine

abgelaufene Zeit bewilligt wird (@ 18 Abs° 1 und 2 AVG)„ Eine
Doppelleistung wird daher in beiden Fallen ausgeschlossen°

In 5 185 A_so 3 und 5 BVG berücksichtigt der Gesetzgeber mit
dem Forderungsübergangy daß die Krankenkasse bei Eintritt des

'Versicherungsfalls der Krankheit sofort Krankengeld zahlen
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muß (@ 210 RVG) und nicht die Entscheidung über einen

Rentenantrag abwarten kann° Damit wird erreicht, daß

Doppelleistungen auf jeden Fall wirksam verhindert werden°

Das Gesetz überläßt der Krankenkasse nicht den im Efolg

unsicheren Weg7 einen Rückforderungsanspruch wegen zu-Un—

recht geleisteten Krankengeldes gegen den Versicherten

durchsetzen zu müssen„ Deshalb verbleibt dem Versicherten

das gezahlte Krankengeld; die Krankenkasse wird dafür durch

den Übergang des Anspruchs auf Rente entschädigt°

@ 183 Abs„ 6 BVD regelt nicht ausdrücklich‚ wie eine
Doppelleistung zu verhindern oder auszugleichen ist, wenn

.nachträglich Übergangsgeld für eine Zeit bewilligt wird,

für die Krankengeld bereits gezahlt isto Das Fehlen einer.

entsprechenden Vorschrift stellt eine Lücke im Gesetz dar9

die auszufüllen ist; denn es ist kein überzeugender Grund

dafür ersichtlich, daß der Gesetzgeber sich gerade bei

nachträglich bewilligtem Übergangsgeld mit einem oft

schwer zu verwirklichenden Anspruch der Krankenkasse gegen

den Versicherten auf Rückzahlung des Krankengeldes be—

gnügen wollten Der Wille des Gesetzgebers, Doppelleistun—

gen auf jeden Fall auszuschließen, kommt in @ 185 Abs„ 3‚

4, 5 und 6 RVO gleichermaßen zum Ausdruck() Im Rentenver—

fahren wird die Leistung meist schon für eine vor Erlaß

des Bescheids liegende Zeit festgestellt° Dagegen wird das

Übergangsgeld, das grundsätzlich während der Durchführung

der Maßnahmen der Heilbehandlung und Berufsfördcrung zu

zahlen ist und die Sicherstellung des Lebensunterhaltes

während dieser Zeit bezweckt (55 1237 Absc 4? Buchst„ a‚

1241 Abs° 2 EVO), in der Regel laufend gezahlto Ein nach—

trägliches Zusammenfallen mit bereits gezahltem Kranken—

geld kommt daher beim Übergangsgeld in den Regelfällen
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nicht voro Die rückwirkende Bewilligung von Übergangsgeld„

wenn die nach Stellung des Rentenantrages durchgeführten

Heilmaßnahmcn erfolglos waren und ohne diese Maßnahmen

Rente schon für eine Zeit vor deren Durchführung zu zahlen

gewesen wäre (% 1241 Abso 1 Satz 2 BVG? @ 18 Abso 1 Satz 2

AVG), ist nach Sinn und Zweck des Übergangsgeldes eine Aus—

nahmeo Hieraus erklärt sich? daß der Gesetzgeber nur das

nachträgliche Zusammentreffen von Krankengeld und Rente‚

nicht aber von Krankengeld und Übergangsgeld ausdrücklich

geregelt hat°

Zwar sind Rente und Übergangsgeld nach Zweck‚ Voraussetzun—

gen und Berechnung verschiedene Leistungen (BSG vom 270

August 1965 — 3 RK 70/61 zu 5 581 Abs„ 4 RVO)„ Insbesondere

wird der Rentenbewerbery solange noch Maßnahmen zur Besserung

der Erwerbsfühigkeit aussiehtsreich erscheinen und geplant

sind, nicht Bentncrc Der Zweck des T"Therga.n{_.r‚sgeldes‚ dem Ver—

sicherten zum Bewußtsein zu bringen, daß sein Zus and nur
vorübergehend ist, entfällt jedoch bei nachträglicher Be—

willigung von Übergangsgeld„ Rente und Übergangsgeld gleichen

sich im Rahmen des @ 183 EVO insofern? als beide Leistungen

Lohnersatzfunktion haben„ Dies aber ist der entscheiderde

Gesichtspunkt für das Verbot von Deppelleistungenc

Daß zum mindesten ein starkes sozialpolitisches Bedürfnis nuch

gleicher Behandlung der Fälle des Zusammentreffens von rück—

wirkend gewährter Rente und rückwirkend gewührtem Übergangs—

geld mit bereits gezahltem Krankengeld besteht9 zeigt auch

% 201 des Entwurfs des Krankenversicherungs—Neuregelungsge—

setzes (BT—Drucks° IV/816)° In @ 201 Abs„ 3, wonach der Anspruch
auf Krankengeld entfallen soll‚ solange von einem Träger der

Rentenversichcrung Übergangsgeld gewährt wird, ist ausdrücklich
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bestimmt‚ daß Abs„ 1 Satz 2 entsprechend gelten soll; nach

Abs° 1 Satz 2 soll der Anspruch auf Rente bis zur Höhe des

für den gleiehen Zeitraum gezahlten Krankengeldes auf die '

Kasse übergehen, wenn rückwirkend Rente gewährt wird° In

der geplanten Neuregelung der Krankenversicherung ist so—

mit der Ausgleich bei rückwirkend bewilligter Erwerbsun—

fähigkeitsrente und rückwirkend gewährtem Übergangsgeld

gleich geregelto

Diese Überlegungen rechtfertigen die Lücke in 9 183 fbsc 6

BVG durch entsprechende Anwendung der Vorschriften über

den Forderungsübergang bei Erwerbsunfähigkeitsrentc in

\
@ 183 Abso 3 Satz 2 und 5 BVD auszufülleno

Hiernach ist der Anspruch der Klägerin gegen die BfA auf

Übergangsgeld für die Zeit vom 20 August bis 210 November

1961 in Höhe von täglich 10,90 DM auf die AOK übergegangcnéi

und ein An5prueh der AOK gegen die Klägerin auf Rückzahlung

von Krankengeld ausgeschlossen° Die AOK muß vielmehr? um

Ersatz für das geleistete Krankengeld zu erlangen? die

übergegangene Forderung gegen die BfA geltend machen„

Hieran wird sie nicht dadurch gehindert, daß die BfA die

Nachzahlung an die Klägerin überwiesen hat; denn die DfA

ist nicht von ihrer Schuld gegenüber der AOK befreit wor—

den„ Sie wußte nämlich bei der Überweisung? daß die

Klägerin von der AOK für dieselbe Zeit9 für die das “ber—

gangsgeld bestimmt war, Krankengeld erhalten hatte und

daß die AOK die Nachzahlung aufgrund des Forderungsüber—

gangs für sich als Ersatz beanspruchte (55 4127 407 Abso 1
letzter Halbsatz des Bürgerlichen Gesetzbuches {BGB —j7

BSG 13, 94‚ 96 f)„ Die Kenntnis dieser Tatsachen schließt

den guten Glauben der BfA an die Gläubigereigenschaft der

-Klägerin und damit den Schuldnerschutz_aus„ Es ist unwe—

_ 9 _
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eentlich, daß die BfA die Rechtsauffessung der AOK über

den Forderungeübergang nicht teilte; denres kommt im Rahmen

des 5 407 BGB nur auf die Kenntnis der Tatsachen? nicht auf

deren rechtliche Beurteilung ano

Die AOK kann von der Klägerin die Zahlung auch nicht aus einem

anderen Rechtsgrund als dem der Rückforderung zu Unrecht ge—

zahlten Krankengeldes9 und zwar nach @ 816 Abs„ 2 BGB bean—

epruchen„ wSelbst wenn man davon ausgeht9 daß @ 816 Abs„ 2 BGB

als notwendige Ergänzung der in @@4079 412 BGB ausgesprochenen

Reohtswirkungen in der Sozialversicherung gleichfalls ent—

sprechend anzuwenden iet und unter den dort genannten Voraussxtmungen

den Nichtberechtigten dem Berechtigten "zur Herausgabe des Ge—

le steten" verpflichtet‚ hätte die AOK keinen Herausgabcenspruch„

Die Voraussetzungen des 5 816 Absn 2 BGB sind hier nicht erfüllt9

weil die Zahlung des Übergangsgeldes an die Klägerin der AOK

gegenüber nicht wirksam gewesen ist° Die Forderung der AOK gegen

die BfA ist vielmehr, wie dargelegt, nach @ 407 B&B beste“en ge—
bliebeno

Es war zu erwügen, ob die AOK als neue Gläubigerin die Überwei—

sung des Übergangsgeldes an die Klägerin genehmigt und damit die

Schuld der BfA zum Erlöschen gebracht hate Dann wäre nämlich die

Verfügung über die Forderung wirksam gewordene Die AOK hätte

dann gemäß @ 816 Abs„ 2 BGB unmittelbar von der Klägerin die

Herausgabe des nnchgezahlten Übergengsgeldes verlangen können„

Die AOK hat eine derartige Genehmigung jedoch nicht zum Ausdruck

gebrachte In ihrem Bescheid vom 16° Mai 1962 und ihrem späteren
'VorhaltCn {ann eine Genehmigung nicht gesehen werden9 weil die

AOK von einer Völlig anderen Rechtsauffassung ausgegangen ist„

Auch wurde die Annahme einer Genehmigung dem Willen der AOK schon

„.'lo-
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deswegen nicht entsprechen, weil die AOK mit einer Ge—

nehmigung in der Klägerin eine weniger sichere Schuldne—

rin, als es die BfA ist, gewonnen hätte()

Aus diescanründen war die Revision der Klägerin be—

gründet„ Die Entscheidungen der Vorinstanzen und die

Bescheide der AOK waren daher antragsgemäß aufzuhebeno

Ein Amsgloich zwischen der BfA und der Kläge*in wcgcni

des der Klägerin nach @ 183 Absu 6 EVO nicht zustehen—

den Übergangsgeldes bleibt unberührt„

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 des Sozialge—

richtsgesetzeso
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